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Schweizerische Rechtsgesetzgebung
des Jahres 1906.

Von Andreas Heusler.

Erster Teil.

Bundesgesetzgebung.
(Enthalten in der amtlichen Sammlung der Bundesgesetze, auf die sich

die Citate beziehen.)

I. Allgemeines und Persouenreclit.

1. Kreisschreiben (des Bundesrates) an sämtliche
Kantonsregierungen betreffend die Beteiligung des Militärs an eidgenössischen

Wahlen utul Abstimmungen. Vom 9. Februar. (B. Bl.
1906, I S. 312 ff.)

2. Beitritt von Honduras zur Haager Konvention betreffend
die Anwendung der Grundsätze der Genfer Konvention (Botes
Kreuz) auf den Seekrieg. Vom 9. Oktober. (XXII S. 633.)

3. Kreisschreiben (des Bundesrates) an sämtliche
Kantonsregierungen betreffend die ausländischen Behörden, welche
zuständig sind, das im Art. 4 der Haager Konvention von 1902
über Eheschliessung vorgesehene Zeugnis auszustellen. Vom
8. Januar. (B. Bl. 1906, I S. 135 ff.)'

II. Sachenrecht.

4. BundesbescMuss über die Abgabe inländischer Wasserkräfte

ins Ausland. Vom 31. März. (XXII S. 160 f.)
Die Abgabe elektrischer Energie, die aus inländischer Wasserkraft

gewonnen wird, ins Ausland bedarf der bundesrätlichen
Bewilligung, die erteilt wird, wenn die Wasserkraft im Inland keine
Verwendung findet, aber auf höchstens 20 Jahre, sowie auf Widerruf

aus Gründen des öffentlichen Wohles, allerdings dann gegen
Entschädigung, die im Streitfall das Bundesgericht bestimmt.

5. Verordnung (des Bundesrates) über die Bannbezirke für
das Hochgebirgswilä. Vom 20. August. (XXII S. 541 ff.)

Genaue Beschreibung der Bannbezirke.
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6. Uebereirikunft zwischen der Schweiz, Deutschland,
Oesterreich-Ungarn, Belgien, Spanien, Frankreich, Griechenland,
Lichtenstein, Luxemburg, Monaco, Portugal und Schweden
betreffend den Schutz der der Landwirtschaft nützlichen Vögel.
Abgeschlossen in Paris am 19. März 1902. Beschlossen von
der Bundesversammlung den 23. Juni 1902. In Kraft mit
dem 6. Dezember 1906. (XXII S. 609 ff.)

Vergleiche die Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung

vom 30. Mai 1902 im B.-B. 1902, III S. 442 if. Auf
Einladung der französischen Regierung hat eine internationale Konferenz

zu Paris diese Uebereinkunft vereinbart. Leider ist gerade
der Staat, dessen Beitritt am nötigsten gewesen wäre, Italien,
davon ferne gehlieben.

Art. 1 führt die des Schutzes geniessenden Vogelarten auf, im
Wesentlichen übereinstimmend mit dem Bundesgesetz. Art. 2

verbietet das Ausnehmen der Nester, der Eier, der Brüten, die Ein-
und Durchfuhr und das Transportieren und Hausieren, den Kauf
und Verkauf von solchen Art. 17 B.-Ges.). Art. 3 (Verbot
des Vogelfangs) Art. 19 B.-Ges. Art. 4 für die Schweiz
unerheblich, weil bloss eine Vorschrift für den Fall der Unmöglichkeit

der Ausführung von Art. 3 enthaltend. Art. 5 (Schutzzeit)
ebenso, weil die Schutzzeit des Bundesgesetzes länger ist. Art. 6

(ausnahmsweise Gestattung von Abschiessen der Vögel) etwas weiter
als in Art. 17 B.-Ges. Art. 7 Ausnahmen zu wissenschaftlichen
Zwecken oder zur Wiederhevölkerung und zum Fang von Vögeln
zum Halten in Käfigen. Art. 8 lädt die Vertrags Staaten ein,
Verkauf, Transport und Durchfuhr des Jagdgeilügels, dessen Jagd auf
ihrem Gebiet untersagt ist, während der Dauer dieses Verbots zu
verbieten. Das Bnndesgesetz enthält aber keine Bestimmungen,
die der Schweiz zum Erlass eines solchen Verbots als Grundlage
dienen könnten, weshalb der Bundesrat hierin den Vertragsstaaten
gegenüber sich freie Hand vorbehält. Art. 9 gestattet Ausnahmen
von den Bestimmungen der Uebereinkunft in Bezug auf Vögel, die
von der Landesgesetzgebung als für die Jagd und Fischerei oder
für die Landwirtschaft schädlich erklärt sind. Nach Art. 4 des

Bundesgesetzes ist ungefähr dasselbe der Kantonalgesetzgebung
zugelassen. Beigegeben sind zwei Listen der nützlichen und der
schädlichen Vögel.

7. Uebereinkunft zwischen der Schweiz und Ltalien, betreffend
gleichartige Bestimmungen über die Fischerei in den beiden Staaten
angehörenden Gewässern. Abgeschlossen am 13. Juni 1906.
Datum des Inkrafttretens 1. Februar 1907. (XXIII S. 23 ff.)

Enthält eine Menge Verbote betreffend Anwendung gewisser
Fanggeräte und -Vorrichtungen, Wasserverunreinigung, Ableitung
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und Trockenlegung von Gewässern, Minimallänge der Fische und
Krehse für deren Fang und Verkauf, Schonzeiten. Jeder der
beiden Vertragsstaaten wird im Einverständnis mit dem andern
spätestens innerhalb eines Jahres eine Verordnung über die zur
Vollziehung der Uebereinknnft nötigen Vorkehrungen erlassen und
einen Kommissär ernennen, welche beiden Kommissäre jährlich
wenigstens zweimal zur Besprechung der für Hebung der Fischerei
geeigneten Massnahmen zusammentreten sollen. Die von dem einen
Staate für Ausübung der Fischerei ausgestellten Bewilligungen
werden im andern anerkannt. Jeder Staat verpflichtet sich, seine
Angehörigen, die auf dem Gebiete des andern eines der hier
verbotenen Vergehen begangen haben, unter Anwendung der in der
Gesetzgebung des eigenen Landes fiir diese Delikte vorgesehenen
Strafen gerichtlich zu verfolgen, wie wenn sie sich des Vergehens
im eigenen Lande schuldig gemacht hätten; er bezieht dann auch
allein die Busse. Die Uebereinknnft wird auf zehn Jahre
abgeschlossen, von deren Ablauf an sie jeweilen auf ein Jahr gekündigt
werden kann.

III. Obligationenreclit.

8. Bundesratsbeschluss betreffend Kontrollierung der nach
Oesterreich-Ungarn bestimmten goldenen Uhrgehäuse im
Feingehalte von 14 Karat. Vom 23. Oktober. (XXII S. 639 f.)

Zweck ist Herstellung der Uebereinstimmung der reglementarischen

Bestimmungen über den Feingehalt der Uhrgehäuse mit den
in Oesterreich-Ungarn bestehenden Vorschriften.

9. Handelsvertrag zwischen der Schweiz und Oesterreich-
Ungarn. Abgeschlossen am 9. März, ratifiziert von der Schweiz
am 5. Juli, von Oesterreich-Ungarn am 25. Juli, in Kraft seit
1. August. Der Bundesbeschluss, der die Genehmigung des
Handelsvertrags und des mit Oesterreich-Ungarn am gleichen
Tage abgeschlossenen Uebereinkommens über die Zöllabfertigung
im Eisenbahnverkehr und die Viehseuchenpolizei ausspricht,
datiert vom 30. März. (XXII S. 421 ff.)

10. Handelsübereinkunft zwischen der Schweiz und
Portugal. Vom 20. Dezember 1905. Datum des Inkrafttretens
29. Januar 1907. (XXIII S. 57 ff.)

Nachdem Portugal den Handelsvertrag mit der Schweiz auf
Ende Januar 1892 gekündigt hatte, wandte jedes der beiden
Länder auf die Erzeugnisse des andern seinen Generalzolltarif an.
Diese Uebereinkunft, von Portugal angeregt behufs Verhinderung
der Unterstellung der in die Schweiz eingeführten portugiesischen
Weine unter den Ansatz des neuen schweizerischen Zolltarifs vom


















































































































































